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«Wir sind wenig von 
fossilen Energie-

trägern abhängig.»

«Private werden Milliarden investieren»
INTERVIEW: CHRISTIAN DORER   

FOTOS: THOMAS MEIER 

M ontag und Dienstag 
hat die Welt nach 
Lugano geblickt und 

auf den Schweizer Bundes- 
präsidenten. Gestern stellte  
sich Ignazio Cassis (61) in  
Bern den Fragen für die Blick-
TV-Sendung «Hier fragt der 
Chef».

Herr Bundespräsident, Sie 
haben die Lugano-Konferenz als 
historisch bezeichnet. Warum?
Ignazio Cassis: Weil eine Konfe-
renz, die sich mit dem Wieder-
aufbau beschäftigt, während 
noch Krieg herrscht, wirklich 
historisch ist.
Die Ukraine sagt, sie brauche für 
den Wiederaufbau 750 Milliarden 
Dollar – eine riesige Summe! Woher 
soll das Geld kommen?
Das Gros des Geldes soll aus 
dem Privatsektor kommen. 
Aber ein Teil wird auch von den 
Wiederaufbau- und Entwick-
lungsbanken kommen.
Ist denn genug Geld da?
Ja. Voraussetzung ist, dass der 
Krieg aufhört, dass es einen 
Waffenstillstand oder einen 
Friedensvertrag gibt. Wenn 
dann wirklich wieder aufgebaut 
werden kann, werden Private 
Milliarden investieren, da habe 
ich keine Zweifel. Die Ukraine 
ist ein sehr interessantes Land 

für Investoren, vorausgesetzt, 
dass die Reformen durchgesetzt 
werden, beispielsweise gegen 
Korruption. 
Die Ukraine will auch beschlag-
nahmte Gelder der Oligarchen ein-
setzen. Warum sind Sie dagegen?
Ich bin nicht dagegen. Ich finde 
es sogar eine wichtige Frage, die 
geprüft werden muss. Ziehen 
wir die Gelder ein, müssen wir 
uns aber im Klaren sein, dass 
wir ein Grundrecht brechen: 
das Recht auf Eigentum. Wir 
können Grundrechte verlet-
zen – aber nicht à la légère. 
Dafür braucht es eine gesetz-
liche Basis, und es muss 
verhältnismässig 
sein. Mein Ein-
druck ist, dass 
diese Diskussi-
on sehr leicht-
fertig geführt 
wird. 
Die grossen 
Namen ha-
ben in Luga-

no gefehlt: Biden, Macron, Scholz – 
sie alle waren nicht in Lugano. War 
das auch für Sie enttäuschend?
Nein, es ist kein Filmfestival, 
sondern eine internationale 
Konferenz. Es geht darum, die 
Staaten und multinationalen 
Organisationen dabei zu haben, 
und von denen waren praktisch 
alle da.
Sie hatten engen Kontakt mit der 
Spitze der Ukraine, Präsident Wolo-
dimir Selenski war per Video zuge-
schaltet. Was ist Ihr Eindruck, wie 
ist die Moral der Ukrainerinnen und 
Ukrainer? 
Man spürt, dass eine gewisse Er-
müdung nach mehr als 100 Ta-
gen Krieg da ist – selbstver-
ständlich. Es sind so viele Men-
schen gestorben, über zehn Mil-
lionen sind vertrieben worden. 
Es ist ein Land, das praktisch 
keinen Wohlstand mehr produ-
ziert und vom Geld der anderen 
leben muss, um zu überleben. 
Es ist ein zerstörtes Land. Und 
trotzdem spüre ich diese kämp-
ferische Seite in allen.
Wie stark spüren Sie Druck auf Prä-
sident Selenski, Kompromisse ein-
zugehen, um den Krieg schnell zu 
beenden?
Ich denke, je länger der Krieg 
dauert, desto höher wird der 
Druck auf Selenski. Seine 
Bevölkerung, die 40 Millionen 
Menschen, werden auch kriegs-

müde. Vielleicht 
werden sie be-

reit sein für 
Kompromisse 
– auch wenn
diese für die
Ukraine Ver-
luste bedeu-

ten.

Präsident Selenski hat Sie einmal 
mehr eingeladen, nach Kiew zu 
kommen. Warum wollen Sie eigent-
lich partout nicht gehen? 
Ich will nicht partout nicht ge-
hen! Ich gehe nicht als Tourist 
nach Kiew. Ich gehe dann, wenn 
ich einen Grund habe, und im 
Moment gibt es keinen. 
Er hat Sie ja nicht als Tourist einge-
laden, sondern als Bundespräsi-
dent. 
Natürlich, aber das macht man 
unter sich freundlich gesinnten 
Ländern ja immer. Irgendwann 
wird es einen Grund geben, und 
dann werde ich in die Ukraine 
reisen.
Wir erleben eine Zeit der überlap-
penden Krisen: Flüchtlinge, Ener-
giemangel, Inflation, man weiss 
nicht, was Covid noch bringt … Wird 
Ihnen da als Bundespräsident 
angst und bange?
Es ist keine schöne Zeit für die 
Welt. Erst die Pandemie, dann 
der Krieg – wobei man gern all 
die anderen Kriege in Jemen, Sy-
rien oder Afghanistan vergisst. 
Wir in Europa haben plötzlich 
entdeckt: Krieg existiert noch, 
und das betrifft uns. Und das ge-
nau am Tag, nachdem wir das 
Gefühl hatten, endlich ist die 
Pandemie beendet. Das löst auch 
in der Schweiz Krisenmüdigkeit 
aus. Der Bundesrat ist sich des-
sen bewusst. Und ich möchte be-
tonen: Die Regierung ist da für 
das Land. Trotz aller Schwierig-
keiten sind wir bereit, die besten 
Voraussetzungen zu schaffen, 
um auch diese Krise zu meistern. 
Unklar ist beispielsweise, ob im 
Winter genug Strom da ist. Unter-
schätzt der Bundesrat die Lage?
Nein, der Bundesrat unter-
schätzt die Situation überhaupt 
nicht. Wir haben uns in den letz-
ten Tagen stark mit dem Thema 

befasst, haben Pläne verab-
schiedet für die Energieversor-
gung und die Information der 
Bevölkerung. Der Bundesrat ist 
auf Kurs. Aber natürlich gibt es 
eine Unsicherheit. Und wir 
Schweizer tun uns mit Unsicher-
heit schwer. 
Aber warum ruft der Bundesrat 
nicht wie zum Beispiel Deutschland 
eindringlich zum Stromsparen auf? 
Weil die Schweiz nicht Deutsch-
land ist und wir eine andere 
Ausgangslage haben.
Blackouts könnte es aber auch 
geben. 
Im Moment ist die Wahrschein-
lichkeit eines Blackouts minim 
klein. Man kann durchaus sa-
gen, dass uns die Energie-, vor 
allem die Gasversorgung Sor-
gen macht. Die Schweiz hat 
aber auch Strom aus Wasser-
kraft und Kernenergie, wir sind 
wenig von fossilen Energieträ-
gern abhängig. Aber unsere 
Stromversorgung ist von den 

Nachbarländern abhängig. 
Wenn es denen nicht gut geht, 
geht es uns auch nicht gut. 
Zurück nach Lugano. Sie haben mit 
EU-Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen gesprochen. Wor-
um ging es? 
Es ging um die Wiederaufbau-
konferenz und die Rolle der 
Europäischen Union sowie die 
Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsbanken, den USA, 
Grossbritannien und der Nato. 
Die Schweizer Beziehung zur EU war 
kein Thema?
Nein, wir waren ja auch zu dritt 
mit dem ukrainischen Premier 
Denis Schmihal – und den inte-
ressiert dieses Thema nicht. 
News gibt es ja schon. Gewerk-
schaftschef Adrian Wüthrich hat im 
Blick gesagt, er sei zu Kompromis-
sen bereit: fünf statt acht Tage 
Meldefrist für ausländische Firmen. 
Kann das ein Durchbruch sein?
Ich habe mit Befriedigung gele-
sen, dass nun auch die Gewerk-
schaften eine gewisse Offenheit 
zeigen, kreativ zu werden. Da-
nach habe ich schon vor drei 
Jahren gefragt. Ich glaube, nur 
so können wir uns zu einer Lö-
sung kommen. Wenn sich alle 
darauf beschränken, dem Bun-
desrat Briefe zu schreiben, sind 
sie Teil des Problems und nicht 
Teil der Lösung. 

Ukraine-Krieg Tag 135 Ukraine-Krieg Tag 135 Bundespräsident Ignazio Cassis (61) gibt sich nach der Lugano-Konferenz optimistischBundespräsident Ignazio Cassis (61) gibt sich nach der Lugano-Konferenz optimistisch

Wegen «willkürlicher» Kur-Taxen-PauschaleWegen «willkürlicher» Kur-Taxen-Pauschale
Der Aufschrei bei den Zweit-
wohnungsbesitzern im Gebiet
der Aletsch Arena war gross:
Seit dem 1. November 2020 
müssen sie nämlich ihre Kurta-
xen pauschal abrechnen (Blick 
berichtete). Bedeutet: Völlig
egal, ob in einer Wohnung 3- 
oder 30-mal übernachtet wird,
bezahlt werden müssen etwa in 
der Gemeinde Fiescheralp VS
jährlich 57 Nächte à 3.50 Fran-
ken pro Bett.

Doch nun müssen die betrof-
fenen Gemeinden und die
zuständige Tourismusorganisa-
tion Aletsch Arena über die 
Bücher. Das hat das Bundesge-
richt entschieden. Es hat Be-
schwerden von Zweitwoh-
nungsbesitzern in den Walliser
Gemeinden Fiesch, Riederalp
und Bettmeralp gegen das neue 
Kurztaxenreglement (KTR) in 
seinen Urteilen teilweise gut
geheissen.

Das Gericht in Lau-
sanne urteilt: Neue Berech-
nungsweisen und Pau-
schalbesteuerungen seien
rechtlich zwar in Ordnung. 
Die Anzahl Nächte aller-
dings müssten neu berech-
net werden. Begründung: 
«Nicht nachvollziehbar ist, wie
die Gemeinde die Logiernächte
ermittelt hat. Trotz mehrmaliger
Nachfrage [...] substanziiert die 
Gemeinde nicht weiter, wie die

Aletsch Arena AG die relevanten 
Daten erhoben haben soll.»

Brisant: Vom neuen KTR pro-
fitierten hauptsächlich solche, 
die ihre Wohnungen gewerblich 

vermieten. Sie zahlen die 
Pauschale, alles was darü-
ber hinaus geht, stecken
sie in die eigene Tasche.

Auch die zuständige
Tourismusorganisation 
Aletsch Arena ist Profiteu-
rin der neuen Regelung. 
Sie hat 2021 dank der 
Pauschale über eine Milli-

on Franken mehr einge-
nommen als noch im Jahr zuvor.

Leidtragende der neuen KTR 
hingegen sind diejenigen, die
bisher ihre Wohnungen gar nicht 
oder nur selten vermietet haben.

Sie müssten also für Gäste zah-
len, die sie gar nicht haben!

Einer von ihnen ist Peter 
Koch (72). Er besitzt auf der Fie-
scheralp einen Chalet-Anteil
und ist Präsident der IG Fiescher-
alp, die sich um die Interessen 
der dortigen Zweitwohnungs-
besitzer kümmert. Weil Koch 
von den Behörden ignoriert 
wurde, ist er mit anderen Zweit-
wohnungsbesitzern ans Bun-
desgericht gelangt.

Koch freut sich über den Ent-
scheid des Bundesgerichts und 
sagt Blick: «Die IG Fiescheralp 

So berichtete Blick am 23. Juni über die Kurtaxen.

Bundesgericht pfeift Aletsch Arena zurück

«Ich gehe nicht 
als Tourist nach 
Kiew.»

«Der Druck  
auf Selenski 
steigt.»

Bundespräsident Ignazio Cassis (l.) und 
Christian Dorer (2. v. l.), Chefredaktor 
der Blick-Gruppe, gestern in Bern.

HIER FRAGT  HIER FRAGT  
DER CHEFDER CHEF

Sehen Sie  
die ganze  
Talksendung 
auf Blick.ch
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Prominente ziehts ans Open Air 

So können Mieter gegen  
hohe Nebenkosten vorgehen

Jetzt wird auch das Heizen mit Holz-Pellets teurer

Frauenfeld in 
Frauenhand

Sie landet dieser Tage in den 
Briefkästen der Mieterinnen und 
Mieter: die Nebenkostenabrech-
nung fürs vergangene Jahr. Die 
Preise für Heizöl, Erdgas und 
Strom sind explodiert. Mieter 
müssen laut einer Studie der 
Credit Suisse mit einem Kosten-
anstieg von rund 38 Prozent 
rechnen. Genau hinzuschauen 
lohnt sich deshalb dieses Jahr 
ganz besonders.
 
 Welche Kosten darf der Vermieter 
an mich weitergeben?
 «Nach Gesetz alle Nebenkosten, 
die mit dem Gebrauch des Miet-
objekts im Zusammenhang ste-
hen», sagt Laurent Bühler (54), 
Rechtsexperte im Bereich Immo-
bilienrecht der Axa-Tochter Arag 
Rechtsschutzversicherung. Dazu 
gehören etwa Heizkosten, Was-
serverbrauch und Kosten für die 
Kehrichtabfuhr. Nicht weiter
geben dürfen die Vermieter dage-
gen die Gebäudeversicherungs-
prämien oder Reparatur- und Un-
terhaltskosten. «Eine Heizungs-
reparatur oder das Neustreichen 
des Treppenhauses darf die Ver-
mieterin nicht auf die Mieter ab-
wälzen», sagt Alexandra Pesta-
lozzi, Rechtsanwältin bei Arag.

 Wie prüfe ich die Nebenkosten-
abrechnung? 
Die Nebenkostenabrechnung 
besteht üblicherweise aus meh-
reren Positionen wie beispiels-
weise Heizkosten oder Wasser-
verbrauch. All diese Positionen 
müssen auch im Mietvertrag ein-
deutig als Nebenkosten aufge-
führt sein. «Mieterinnen und 
Mieter sollten deshalb die Ne-
benkostenabrechnung als Erstes 
mit dem Mietvertrag verglei-
chen», sagt Bühler. Gibt es auf 
der Abrechnung Positionen, die 
im Mietvertrag nicht aufgeführt 
sind, müssen sie diese nicht be-
zahlen. 
 Darf mein Vermieter eine 
Nachzahlung für die 
Nebenkosten verlangen?
Ja. Viele Schweizer Mieter 
bezahlen monatlich mit dem 
Mietzins einen fixen Betrag für 
die Nebenkosten ein. Fielen diese 
sogenannten Akontozahlungen 
kleiner aus als die tatsächlichen 
Kosten, muss der Mieter nach-
zahlen. 

Die Nebenkostenabrechnun-
gen, die aktuell verschickt wer-
den, gelten für die Periode zwi-
schen Juli 2021 bis Juni 2022. 
Ein Teil der Kosten bezieht sich 

also noch auf die Zeit vor Aus-
bruch des Ukraine-Kriegs, als 
Heizen noch nicht teurer war. 
Die Preise steigen erst seit An-
fang Jahr.
 Was kann ich tun, wenn ich mit
der Nebenkostenabrechnung 
nicht einverstanden bin?
 «Suchen Sie zuerst das Ge-
spräch. Fehler oder Miss
verständnisse lassen sich so am 
einfachsten klären», sagt Pesta-
lozzi. Verwaltung oder Vermieter 
können in einem ersten Schritt 
telefonisch oder per Mail kontak-
tiert werden – es muss nicht im-

mer gleich ein eingeschriebener 
Brief sein. 
 Wie schnell muss ich handeln?
 «Es ist wichtig, sich nicht allzu 
lange Zeit zu lassen», sagt Büh-
ler. Es sei von Vorteil, wenn 
Mieter innert 30 Tagen nach 
Erhalt der Nebenkostenabrech-
nung aktiv werden. Eine gesetz-
liche Frist gibt es allerdings 
nicht. Falls es trotz Klärungs
versuch zu Streitigkeiten kommt, 
können sich Mieterinnen und 
Mieter an eine Fachperson für 
Mietrecht wenden. �
� DOROTHEA VOLLENWEIDER 

Nach Gas und Heizöl steigen nun 
auch die Preise für Holz-Pellets. 
Im Vergleich zum Vorjahr kosten 
die Pellets derzeit 40 Prozent 
mehr! Der Verband Propellets 
empfiehlt den Kundinnen und 
Kunden, die Lager jetzt zu füllen. 
Denn: Die Preise dürften bis zum 
Winter noch weiter steigen.

Holz-Pellets zum Heizen sind 
zurzeit europaweit sehr gefragt. 

Im Winter rechnet der Verband 
gar mit Lieferengpässen. Produ-
zenten und Importeure würden 
derzeit massive Steigerungen 
ihrer Mengen planen, um die 
grosse Nachfrage im Winter de-
cken zu können.

Auch die Logistik wird zum 
Problem: Wenn man heute 
einen Lastwagen bestellt, der 
Pellets transportieren und ablie-

fern kann, dann dauert es zwei 
Jahre, bis das Fahrzeug auf dem 
Hof steht.

Grund für die Preis-
steigerung: Holz ist als 
Rohstoff immer gefrag-
ter. Die Rohstoffe für die 
Pelletproduktion – vor-
wiegend trockenes Sä-
gemehl, Hackschnitzel 
und weiteres Restholz 

aus den Sägereien – ist entspre-
chend teurer geworden. �

� PATRIK BERGER

Bundespräsident 
und Arzt
Ignazio Cassis kam 1961 in Sessa TI zur Welt. Der 
Arzt wurde 2007 in den Nationalrat gewählt und 
präsidierte ab 2015 die FDP-Bundeshausfraktion. 
Am 20. September 2017 wählte ihn die Ver-
einigte Bundesversammlung in den Bundes-
rat. Cassis steht dem Eidgenössischen Departe-
ment für auswärtige Angelegenheiten (EDA) vor. 
In diesem Jahr amtet er als Bundespräsident.

erwartet nun ein Reglement, 
das die im Bundesgerichtsent-
scheid formulierten Kritikpunk-
te aufnimmt», so Koch weiter.

Die Gemeinden Riederalp, 
Bettmeralp, Fiesch und die 
Aletsch Arena AG zeigten sich 
vom Urteil überrascht. Philippe 
Sproll, Geschäftsführer der 
Aletsch Arena, lässt sich auf An-
frage von Blick wie folgt zitie-
ren: «Wir sind nach wie vor der 
Meinung, dass eine fundierte 
und korrekte Darstellung der 
Berechnungen erstellt wurde.» �
� TOBIAS OCHSENBEIN, FABIAN VOGT

Nach drei Jahren Warten findet seit Mittwoch das Open 
Air Frauenfeld statt – und das will sich auch die Schwei-
zer Prominenz nicht entgehen lassen. «Hip-Hop ist total 
mein Ding», schwärmt Model Tamy Glauser (37). «Ich 
bin damit aufgewachsen. Mein Mami lebte in Los Angeles 
und kannte all die grossen Rapper.» Für Ex-Bachelorette 
Andrina Santoro (29) ist es das erste Mal überhaupt 
am Festival. «Ich bin extrem gespannt, was mich hier er-
wartet, denn eigentlich ist gerade Deutsch-Rap nicht 
wirklich mein Ding», verrät die Zürcherin. Der Auftritt 
von US-Rapperin Megan Thee Stallion (27) scheint 
mehr nach ihrem Geschmack zu sein: Auf der VIP-Tribüne 
tanzte sie dazu wie wild. Während der VIP-Empfang in 
Frauenhand war, gehört die Bühne hauptsächlich den 
Männern. In den kommenden zwei Tagen treten hier unter 
anderem noch die Rap-Grössen J. Cole (37), ASAP 
Rocky (33) und Sido (41) auf. Im Festivalticker auf 
Blick.ch verpassen Sie nichts, was am Open Air 
Frauenfeld passiert! � REMO BERNET

Satirikerin Patti 
Basler wagt sich 

am Open Air 
Frauenfeld auf 

ungewohntes 
Terrain.

Direkt nach der 
Arbeit kam Blick-

TV-Moderatorin
Sylwina Spiess 

nach Frauenfeld.

Model Anja 
Leuenberger 
sicherte sich beim 
Auftritt von Megan 
Thee Stallion 
einen Platz weit 
vorn.

Ex-Bachelorette 
Andrina Santoro 
war das erste Mal 
am Festival.

Model Tamy 
Glauser ist ein 

riesiger 
Hip-Hop-Fan.

Moderatorin 
Alexandra Maurer 
ist von London 
nach Frauenfeld 
gereist.

Freut sich über das Urteil: 
Peter Koch, Präsident der IG Fiescheralp. 

Bundesgericht pfeift Aletsch Arena zurück

Gestiegene Heizkosten können an 
die Mieter weitergegeben werden –
eine Heizungsrepatur hingegen nicht. 
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Zehntausende Haushalte heizen 
in der Schweiz mit Pellets.

Bundespräsident Ignazio Cassis
gestern im Bundeshaus West. 


